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Seminar im Herbstsemester 2021 
 
Grundfragen des schweizerischen Staatsrechts 
 
Im Rahmen des Seminars Grundfragen des schweizerischen Staatsrechts werden in einem ersten 
Themenfeld klassische Fragen der Institutionen und Verfahren auf Bundesebene mit jeweils aktuellen 
Bezügen behandelt. In einem zweiten Teil bilden aktuelle Spannungsfelder des Föderalismus den 
thematischen Schwerpunkt. Abschliessend werden laufende Reformvorhaben untersucht. 
 
Das Seminar richtet sich an Bachelor- und Masterstudierende. Bachelorstudierende müssen das 
Assessment erfolgreich absolviert haben. 
 
Die Seminarleistung besteht in einer schriftlichen Seminararbeit und der mündlichen Präsentation 
wichtiger Erkenntnisse der Arbeit anlässlich eines zweitägigen Blockseminars im HS 2021. 
 
Schriftliche Arbeit und mündliche Präsentation können wahlweise in Italienisch, Französisch oder 
Deutsch verfasst beziehungsweise gehalten werden. Arbeit und Vortrag können auch in unterschied-
lichen Sprachen sein. Nach Absprache kann jeweils auch Rätoromanisch (Idiom oder Rumantsch 
Grischun) gewählt werden. 
 
Eine Vorbesprechung findet am Mittwoch, 17. März 2021, von 16 – 17 Uhr via zoom statt. Die Teil-
nehmenden erhalten vor der Sitzung einen Link. 
 
Studierende, die Interesse an einer Teilnahme am Seminar haben, melden sich an via 
lst.glaser@rwi.uzh.ch unter Angabe von drei Themenwünschen und der Sprache. Die definitive Zutei-
lung der Seminarplätze erfolgt nach Master/Bachelor, Sprache und zeitlichem Eingang der verbindli-
chen Anmeldung. Die definitive Vergabe der Themen erfolgt bei Überschneidungen unmittelbar nach 
der obligatorischen Vorbesprechung. 
 
Zu vergeben sind folgende Themen: 
 
I. Institutionen und Verfahren im Bund 
 
1. Voraussetzungen für die politischen Rechte in Bundessachen (Art. 136 Abs. 1 BV) 
 
2. Das Referendum über Bundesbeschlüsse gemäss Art. 141 Abs. 1 lit. c BV 
 
3. Das Erfordernis der Einheit der Materie bei Bundesgesetzen 
 
4. Die Wahl der Bundesanwältin/des Bundesanwalts durch die Bundesversammlung 
 
5. Das Erfordernis des Ständemehrs bei eidgenössischen Volksabstimmungen 
 
6. Die Grundrechtsbindung der Kirchen 
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II. Thematischer Schwerpunkt: Corona-Pandemie 
 
7. Der Erlass dringlicher Bundesgesetze 
 
8. Die Kompetenz des Bundesrates für den Erlass verfassungsunmittelbarer Verordnungen 
 
9. Die Ausübung der politischen Rechte während der Pandemie 
 
10. Die praktische Konkordanz der Grundrechte in der Pandemie 
 
11. Das Impfobligatorium aus grundrechtlicher Sicht 
 
12. Die Begünstigung geimpfter und genesener Personen aus grundrechtlicher Sicht 
 
13. Kompetenzstreitigkeiten zwischen Bund und Kantonen während der Pandemie 
 
14.Freizügigkeits- und Schengen-Abkommen während der Pandemie 
 
15. Der «Klimanotstand» - Gemeinsamkeiten und Unterschiede zur Covid-19-Pandemie 
 
 


